	Reformbereich/Reformprojekt

Gegenstand der Analyse ist die Reform des Streitbereinigungsverfahrens des GATT, bzw. der WTO in der Uruguay-Round, insbesondere die Einrichtung des Appellate Bodys, der letzten Instanz in Streitfragen zwischen WTO-Mitgliedern. Der Appellate Body hat neu die Kompetenz, verbindliche Entscheide in Streitfällen zwischen Mitgliedsländern zu fällen, die nur durch einen Konsens aller Mitgliedstaaten umgestossen werden können (inklusive des »Gewinners« des vorliegenden Streitfalls). Mit dem WTO-Gericht wird die Logik diplomatischer Verhandlungen, die in der WTO bis Uruguay im Streitbereinigungsverfahren vorgeherrscht hat, durch eine juristische Logik ersetzt. Damit weist die WTO neu ein Charakteristikum auf, das Nationalstaaten bzw. supranationalen Organisationen eigen ist. Wenn man sich vor Augen führt, welch treibende Kraft der EuGH für die europäische Integration (gewesen) ist (vgl. Hooghe & Marks 2001: 26-27; Burley & Mattli 1993
), liessen sich verschiedene Thesen zur Entwicklung der WTO aufstellen, so z.B. ein weitreichenderes Eingreifen in nationalstaatliches bzw. Völkerrecht als bisher, aber auch eine Juridifizierung der WTO, eine Schwächung der Regierungen und ein Anknüpfungspunkt für Nicht-Regierungsakteure (der Gerichtshof als erster Veto-Punkt innerhalb der WTO neben den Regierungen der Mitgliedstaaten). In diesem Zusammenhang könnten zudem Überlegungen zur Auswirkung dieser Reform auf allgemeine Trends institutionellen Wandels, namentlich den Trend zur Mehrebenenpolitik und die Deregulierung/Liberalisierung, angestellt werden.

Zentrale Frage der Untersuchung ist jedoch zunächst, warum sich die Mitgliedstaaten auf die Einrichtung des Appellate Bodys geeinigt haben. Den theoretischen Rahmen zur Beantwortung der Forschungsfrage liefern Theorien des institutional choice. Insbesondere soll das Rahmenwerk für die Untersuchung institutionellen Wandels aus Sicht der beteiligten (rationalen) Akteure von Elinor Ostrom (1990) (Weiterentwicklung und Vorläufer, verwandte Theorieanstrengungen), für den Untersuchungsgegenstand modifiziert und auf seinen Nutzen geprüft werden. Wenn möglich sollen zur Überprüfung der generierten Hypothesen Vergleiche gezogen werden zur Einrichtung anderer Gerichtshöfe (Internationaler Gerichtshof, EuGH, Internationaler Strafgerichtshof, Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, aber auch zu nationalen Gerichten in föderalen Staaten, z.B. Supreme Court der USA, Schweizerisches Bundesgericht).
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�	In dieser Literatur, aus der hier nur zwei Beispiele genannt sind, finden sich auch konkrete Hypothesen für die Entstehung des EuGH, die mit Modifikationen höchstwahrscheinlich auch Eingang in die vorliegende Untersuchung finden (und damit an einem weiteren Fall auf ihre Plausibilität geprüft werden können).





